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Reichs⸗Geſetzblatt. 


2 24. 


— 


Juhalt: Geſet, betreffend die Geſellſchaften mit beſchränkter Haftung. S. 477. 


(Mr. 2018.) Geſet, betreffend die Geſellſchaften mit beſchränkter Haftung. Vom 20. April 1892. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deutſcher Kaiſer, König 


bon Preußen xc. 


verordnen im Namen des Reichs, nach erfolgter Zuſtimmung des Bundesraths 
und des Reichstags, was folgt: „nach erfolgter Zuft 9 b 


Erfter Abſchnitt. 
Errichtung der Geſellſchaft. 


F. 1. 
Gieſellſchaften mit beſchränkter Haftung können nach Maßgabe der Be⸗ 
ſtimmungen dieſes Geſetzes zu jedem geſetzlich zuläſſigen Zweck errichtet werden. 


F. 2. 
Der Geſellſchaftsvertrag bedarf des Abſchluſſes in gerichtlicher oder notarieller 
Form. Er iſt von ſämmtlichen Geſellſchaftern zu unterzeichnen. 
|; Die Unterzeichnung durch Bevollmächtigte if nur auf Grund einer gericht⸗ 
lich oder notariell errichteten oder beglaubigten Vollmacht zuläſſig. 


St ar 
Der Geſellſchaftsvertrag muß enthalten: 
1. die Firma und den Sitz der Geſellſchaft, 
2. den Gegenſtand des Unternehmens, 
3. den Betrag des Stammkapitals, 
4. den Betrag der von jedem Geſellſchafter auf das Stammkapital zu 


leiſtenden Einlage (Stammeinlage). 
Reichs. Geſehol. 1892. 7⁵ 


Ausgegeben zu Berlin den 26. April 1892. 
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Soll das Unternehmen auf eine gewiſſe Zeit beſchränkt fein oder follen 
den Geſellſchaftern außer der Leiſtung von Kapitaleinlagen noch andere Ver⸗ 
pflichtungen gegenüber der Geſellſchaft auferlegt werden, jo bedürfen auch dieſe 
Beſtimmungen der Aufnahme in den Geſellſchaftsvertrag. 


F. 4. 

Die Firma der Geſellſchaft muß entweder von dem Gegenſtande des Unter⸗ 
nehmens entlehnt ſein, oder die Namen der Geſellſchafter oder den Namen 
wenigſtens eines derſelben mit einem das Vorhandenſein eines Geſellſchaftsver⸗ 
hältniſſes andeutenden Zuſatze enthalten. Die Namen anderer Perſonen als der 
Geſellſchafter dürfen in die Firma nicht aufgenommen werden. Die Beibehaltung 
der Firma eines auf die Geſellſchaft übergegangenen Geſchäfts (Handelsgeſetzbuch 
Artikel 22) wird hierdurch nicht ausgeſchloſſen. 

Die Firma der Geſellſchaft muß in allen Fällen die zuſätzliche Bezeichnung 
„mit beſchränkter Haftung“ enthalten. 


$. 5. 

Das Stammkapital der Geſellſchaft muß mindeſtens zwanzigtauſend Mark, 
die Stammeinlage jedes Geſellſchafters muß mindeſtens fünfhundert Mark betragen. 

Kein Geſellſchafter kann bei Errichtung der Geſellſchaft mehrere Stamm⸗ 
einlagen übernehmen. 

Der Betrag der Stammeinlage kann für die einzelnen Geſellſchafter ver⸗ 
ſchieden beſtimmt werden. Derſelbe muß in Mark durch hundert theilbar ſein. 
Der Geſammtbetrag der Stammeinlagen muß mit dem Stammkapital überein⸗ 
ſtimmen. 

Sollen von Geſellſchaftern Einlagen, welche nicht in Geld zu leiſten ſind, 
auf das Stammkapital gemacht oder ſoll die Vergütung für Vermögensgegen⸗ 
ſtände, welche die Geſellſchaft übernimmt, auf Stammeinlagen angerechnet werden, 
fo muß die Perſon des Geſellſchafters, der Gegenſtand der Einlage ober Ueber- 
nahme ſowie der Geldwerth, für welchen die Einlage angenommen wird, oder 
die für die übernommenen Gegenſtände zu gewährende Vergütung im Geſellſchafts⸗ 
vertrage feſtgeſetzt werden. 


F. 6. 

Die Geſellſchaft muß einen oder mehrere Geſchäftsführer haben. 

Zu Geſchäftsführern können Geſellſchafter oder andere Perſonen beſtellt 
werden. Die Beſtellung erfolgt entweder im Geſellſchaftsvertrage oder nach Maß⸗ 
gabe der Beſtimmungen des dritten Abſchnitts. ö 

Iſt im Geſellſchaftsvertrage beſtimmt, daß ſämmtliche Geſellſchafter zur 
Geſchäftsführung berechtigt ſein ſollen, ſo gelten nur die der Geſellſchaft bei 
Feſtſetzung dieſer Beſtimmung angehörenden Perſonen als die beſtellten Ge 
ſchäftsführer. 
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F. 7. 

Der Geſellſchaftsvertrag, ſowie die Perſonen der Geſchäftsführer find zur 
Eintragung in das Handelsregiſter bei dem Gericht, in deſſen Bezirk die Gefell- 
ſchaft ihren Sitz hat, anzumelden. 

Die Anmeldung darf nur erfolgen, nachdem von jeder Stammeinlage, 
ſoweit nicht andere als in Geld zu leiſtende Einlagen auf das Stammkapital 
gemacht ſind, ein Viertheil, mindeſtens aber der Betrag von zweihundertund⸗ 
fünfzig Mark eingezahlt iſt. 


$. 8. 
Der Anmeldung müffen beigefügt fein: 


1. der Geſellſchaftsvertrag und im Falle des F. 2 Abſatz 2 die Voll 
machten der Vertreter, welche den Geſellſchaftsvertrag unterzeichnet 
haben, oder eine beglaubigte Abſchrift dieſer Urkunden, 

2. die Legitimation der Geſchäftsführer, ſofern dieſelben nicht im Gefell- 
ſchaftsvertrage beſtellt ſind, 

3. eine von den Anmeldenden unterſchriebene Lifte der Geſellſchafter, aus 
welcher Name, Vorname, Stand und Wohnort der letzteren, ſowie 
der Betrag der von einem jeden derſelben übernommenen Stamm⸗ 
einlage erſichtlich iſt, 

4. in dem Falle, daß der Gegenſtand des Unternehmens der ſtaatlichen 
Genehmigung bedarf, die Genehmigungsurkunde. 


In der Anmeldung iſt die Verſicherung abzugeben, daß die im $. 7 
Abſatz 2 bezeichneten Leiſtungen auf die Stammeinlagen bewirkt ſind, und daß 
i5 apa der Leiſtungen fid) in der freien Verfügung ber Geſchäftsführer 
efindet. 

Die Geſchäftsführer haben ihre Unterſchrift vor dem Gericht zu zeichnen 
oder die Zeichnung in beglaubigter Form einzureichen. 


$. 9. 
Die Anmeldenden haften der Geſellſchaft folibarifd für die Richtigkeit 
ng 2 ben hinſichtlich der auf die Stammeinlagen gemachten Leiſtungen (S. 7 
Abfatz 2). 1 
Verzichtleiſtungen oder Vergleiche der Geſellſchaft in Betreff der ihr nach 
Abſatz 1 zuſtehenden Erſatzanſprüche find unwirkſam, ſoweit der Erſatz zur Be 
ſriedigung der Gläubiger der Geſellſchaft erforderlich iſt. Auf einen Vergleich, 
when der Erſatzpflichtige im Falle der Zahlungsunfähigkeit zur Abwendung 
oder Beſeitigung des Konkursverfahrens mit feinen Gläubigern abſchließt, findet 
dieſe Beſtimmung keine Anwendung. 
85 Die Anſprüche auf Grund der vorſtehenden Beſtimmungen verjähren in fünf 
Jahren ſeit der Eintragung des Geſellſchaftsvertrages in das Handelsregiſter. 

75* 
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§. 10. 

Der eingetragene Geſellſchaftsvertrag iſt von dem Gericht im Auszuge zu 
veröffentlichen. 

Die Veröffentlichung muß das Datum des Geſellſchaftsvertrages, ſowie 
die im §. 3 Nr. 1 bis 3 und gegebenenfalls die im F. 5 Abſatz 4 bezeichneten 
Feſtſetzungen nebſt dem Namen und Wohnorte der Geſchäftsführer enthalten. 

Sit das Unternehmen auf eine gewiſſe Zeit beſchränkt (S. 3 Abſatz 2), fo 
iſt auch dieſe Beſtimmung zu veröffentlichen. Das Gleiche gilt von Beſtimmungen 
des Geſellſchaftsvertrages über die Form, in welcher die Geſchäftsführer ihre 
Willenserklärungen kundgeben und für die Geſellſchaft zeichnen, ſowie über die 
Art und Weiſe, in welcher öffentliche Bekanntmachungen der Geſellſchaft zu er⸗ 
laſſen ſind. 

Wee 

Vor erfolgter Eintragung in das Handelsregiſter beſteht die Geſellſchaft 
mit beſchränkter Eh als ſolche nicht. er m en 

Iſt vor der Eintragung im Namen ber Geſellſchaft gehandelt worden, fo 
haften die Handelnden perſönlich und ſolidariſch. 

$019 

Jede Zweigniederlaſſung muß bei dem Gericht, in deſſen Bezirk fie ſich 
befindet, zur Eintragung in das Handelsregiſter angemeldet werden. 

Die Anmeldung hat die im $. 10 Abſatz 2 und 3 bezeichneten Angaben 
zu enthalten. Derſelben iſt eine beglaubigte Abſchrift des Geſellſchaftsvertrages 
und eine von dem Gericht der Hauptniederlaſſung beglaubigte Abſchrift der Liſte 
der Geſellſchafter beizufügen. 

Die Beſtimmung im $. 8 Abſatz 3 findet Anwendung. 


Zweiter Abſchnitt. 
Rechtsverhaͤltniſſe der Geſellſchaft und der Geſellſchafter. 


F. 13. 

Die Geſellſchaft mit beſchränkter Haftung als ſolche hat ſelbſtändig ihre 
Rechte und Pflichten; fie kann Eigenthum und andere dingliche Rechte an Grund⸗ 
ſtücken erwerben, vor Gericht klagen und verklagt werden. 

Für die Verbindlichkeiten der Geſellſchaft haftet den Gläubigern derſelben 
nur das Geſellſchaftsvermögen. 

Die Geſellſchaft gilt als Handelsgeſellſchaft im Sinne des Handelsgeſetzbuchs. 


$. 14. 


Der Geſchäftsantheil jedes Geſellſchafters beſtimmt ſich nad) dem Betrage 
der von ihm übernommenen Stammeinlage. 
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F. 15. 


Die Geſchäftsantheile find veräußerlich und vererblich. f à; 

4, Erwirbt ein Geſellſchafter zu feinem urſprünglichen Geſchäftsantheile weitere 
Geſchäftsantheile, ſo behalten dieſelben ihre Selbſtändigkeit. b 

Zur Abtretung von Geſchäftsantheilen durch Geſellſchafter bedarf es eines 
in gerichtlicher oder notarieller Form geſchloſſenen Vertrages. Die Angabe des 
Rechtsgrundes der Abtretung iſt nicht erforderlich. 

Der gerichtlichen oder notariellen Form bedarf auch eine Vereinbarung, 
durch welche die Verpflichtung eines Geſellſchafters zur Abtretung eines Geſchäfts⸗ 
antheils begründet wird. Eine ohne dieſe Form getroffene Vereinbarung wird 
jedoch durch den nach Maßgabe des vorigen Abſaßes geſchloſſenen Abtretungs⸗ 
vertrag gültig. 

Durch den Geſellſchaftsvertrag kann die Abtretung der Geſchäftsantheile 
an weitere Vorausſetzungen geknüpft, insbeſondere von der Genehmigung der 
Geſellſchaft abhängig gemacht werden. 


© 16, 
Der Geſellſchaft gegenüber gilt im Falle der Veräußerung des Geſchäfts⸗ 


antheils nur derjenige als Erwerber, deſſen Erwerb unter Nachweis des Ueber⸗ 
gangs bei der Geſellſchaft angemeldet ift. 

Die vor der Anmeldung von der Geſellſchaft gegenüber dem Veräußerer 
oder von dem letzteren gegenüber der Geſellſchaft in Bezug auf das Geſellſchafts⸗ 
verhältniß vorgenommenen Rechtshandlungen muß der Erwerber gegen ſich 
gelten laſſen. 

3 Für die zur Zeit ber Anmeldung auf den Geſchäftsantheil rückſtändigen 
Leiſtungen iſt der Erwerber neben dem Veräußerer verhaftet. 


SING 

Die Veräußerung von Theilen eines Geſchäftsantheils kann nur mit 
Genehmigung der Geſellſchaft ſtattfinden. ; 
4 Die e e bedarf der ſchriftlichen Form; ſie muß die Perſon des 
Erwerbers und den Betrag bezeichnen, welcher von der Stammeinlage des un⸗ 
getheilten Geſchäftsantheils auf jeden der durch die Theilung entſtehenden Geſchäfts⸗ 
antheile entfällt. 

Im Geſellſchaftsvertrage kann beſtimmt werden „daß für die Veräußerung 
Da. Theilen eines Geſchäftsantheils an andere Gefellfchafter, ſowie für die 
Theilung von Geſchäftsantheilen verſtorbener Geſellſchafter unter deren Erben 
eine Genehmigung der Geſellſchaft nicht erforderlich iſt. 
ie Beſtimmungen im F. 5 Abſatz 1 und 3 über ben Betrag der Stamm⸗ 
einlagen finden bei der Theilung von Geſchäftsantheilen entſprechende Anwendung. 
a Eine gleichzeitige Uebertragung mehrerer Theile von Geſchäftsantheilen eines 
Geſellſchafters an denſelben Erwerber iſt unzuläſſig. 


— "s 


Außer dem Falle ber Veräußerung und Vererbung findet eine Theilung 
von Geſchäftsantheilen nicht ſtatt. Sie kann im Geſellſchaftsvertrage auch für 
dieſe Fälle ausgeſchloſſen werden. 


$. 18. 

Steht ein Geſchäftsantheil mehreren Mitberechtigten ungetheilt zu, ſo können 
ſie die Rechte aus demſelben nur gemeinſchaftlich ausüben. 

Für die auf den Geſchäftsantheil zu bewirkenden Leiſtungen haften ſie der 
Geſellſchaft ſolidariſch. 

Rechtshandlungen, welche die Geſellſchaft gegenüber dem Inhaber des 
Antheils vorzunehmen hat, ſind, ſofern nicht ein gemeinſamer Vertreter der 
Mitberechtigten vorhanden ift, wirkſam, wenn fie auch nur gegenüber einem 
Mitberechtigten vorgenommen werden. Gegenüber mehreren Erben eines Gefell- 
ſchafters findet dieſe Beſtimmung nur in Bezug auf Rechtshandlungen Anwendung, 
ak nach Ablauf eines Monats feit dem Anfalle der Erbſchaft vorgenommen 
werden. 

6.19. 


Die Einzahlungen auf die Stammeinlagen find nach Verhältniß der letzteren 

u leiſten. 
: Die Stammeinlagen können den Geſellſchaftern außer dem Falle einer 
Herabſetzung des Stammkapitals weder erlaſſen noch geſtundet werden. Eine 
Aufrechnung können die Geſellſchafter nicht geltend machen; ebenſowenig findet 
an dem Gegenſtande einer nicht in Geld zu leiſtenden Einlage wegen Forderungen, 
welche ſich nicht auf den Gegenſtand beziehen, ein Zurückbehaltungsrecht ſtatt. 

Eine Leiſtung auf die Stammeinlage, welche nicht in Geld beſteht oder 
welche durch Aufrechnung einer für die Ueberlaſſung von Vermögensgegenſtänden 
zu gewährenden Vergütung bewirkt wird, befreit den Geſellſchafter von ſeiner 
Verpflichtung nur, ſoweit fie in Ausführung einer nach $. 5 Abſatz 4 getroffenen 
Beſtimmung erfolgt. 

F. 20. 

. Ein Geſellſchafter, welcher den auf die Stammeinlage eingeforderten Betrag 
nicht zur rechten Zeit einzahlt, ijf zur Entrichtung von Verzugszinſen von Rechts- 
wegen verpflichtet. 

Im Geſellſchaftsvertrage können für den Fall der verzögerten Einzahlung 
Konventionalſtrafen ohne Rückſicht auf die ſonſt ſtattfindenden geſetzlichen Ein⸗ 
ſchränkungen feſtgeſetzt werden. 

L. 21. 

Im Falle verzögerter Einzahlung kann an den fäumigen Geſellſchafter 
eine erneute Aufforderung zur Zahlung binnen einer zu beſtimmenden Nachfriſt 
unter Androhung ſeines Ausſchluſſes mit dem Geſchäftsantheil, auf welchen die 
Zahlung zu erfolgen hat, erlaſſen werden. Die Aufforderung erfolgt mittelſt 
eingeſchriebenen Briefes. Die Nachfriſt muß mindeſtens einen Monat betragen. 
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Nach fruchtloſem Ablauf der Friſt iſt der ſäumige Geſellſchafter feines 
Geſchäftsantheils und der geleiteten Theilzahlungen zu Gunſten der Geſellſchaft 
verluſtig zu erklären. Die Erklärung erfolgt mittelſt eingeſchriebenen Briefes. 

Wegen des Ausfalls, welchen die Geſellſchaft an dem rückſtändigen Betrage 
oder den ſpäter auf den Geſchäftsantheil eingeforderten Beträgen der Stamm⸗ 
einlage erleidet, bleibt ihr der ausgeſchloſſene Geſellſchafter verhaftet. 


$. 22. 

Wegen des von dem ausgeſchloſſenen Geſellſchafter nicht bezahlten Betrages 
der Stammeinlage ift der Geſellſchaft der letzte und jeder frühere, bei der Geſell⸗ 
ſchaft angemeldete Rechtsvorgänger des Ausgeſchloſſenen verhaftet. 

Ein früherer Rechtsvorgänger haftet nur, ſoweit die Zahlung von deſſen 

Rechtsnachfolger nicht zu erlangen ift; dies iſt bis zum Beweiſe des Gegentheils 
anzunehmen, wenn der letztere die Zahlung nicht bis zum Ablauf eines Monats 
geleiſtet hat, nachdem an ihn die Zahlungsaufforderung und an den Rechts⸗ 
ge. Die Benachrichtigung von derſelben erfolgt ijt. 
í Be Haftpflicht des Rechtsvorgängers iſt auf die innerhalb der Friſt von 
fünf Jahren auf die Stammeinlage eingeforderten Einzahlungen beſchränkt. Die 
Friſt beginnt mit dem Tage, an welchem der Uebergang des Geſchäftsantheils 
auf den Rechtsnachfolger ordnungsmäßig angemeldet iſt. 

Der Rechtsvorgänger erwirbt gegen Zahlung des rückſtändigen Betrages 
den Geſchäftsantheil des ausgeſchloſſenen Gefellſchafters. 


23. 

Iſt die Zahlung des rückſtändigen Betrages von Rechtsvorgängern nicht 
zu erlangen, ſo kann die Geſellſchaft den Geſchäftsantheil durch einen Makler 
oder zur Vornahme von Verſteigerungen befugten Beamten öffentlich verkaufen 
laſſen. Eine andere Art des Verkaufs iſt nur mit Zuſtimmung des ausgeſchloſſenen 
Geſellſchafters zuläſſig. 

F. 24. 

Soweit eine Stammeinlage weder von den Zahlungspflichtigen eingezogen, 
noch durch Verkauf des Geſchäftsantheils gedeckt werden kann, haben die übrigen 
Geſellſchafter den Fehlbetrag nach Verhältniß ihrer Geſchäftsantheile aufzubringen. 
Beiträge, welche von einzelnen Geſellſchaftern nicht zu erlangen ſind, werden nach 
dem bezeichneten Verhältniß auf die übrigen vertheilt. 


$. 25. 


76, Von den in den SS. 21 bis 24 bezeichneten Rechtsfolgen können die Geſell⸗ 
ſchafter nicht befreit werden. 
$. 26. 


: Im Geſellſchaftsvertrage kann beſtimmt werden, daß die Geſellſchafter über 
; en Betrag der Stammeinlagen hinaus die Einforderung von weiteren Ein⸗ 
zahlungen (Nachſchüſſen) beſchließen können. 
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Die Einzahlung der Nachſchüſſe hat nach Verhältniß der Geſchäftsantheile 
zu erfolgen. 

Die Nachſchußpflicht kann im Geſellſchaftsvertrage auf einen beſtimmten, 
nach Verhältniß der Geſchäftsantheile feſtzuſetzenden Betrag beſchränkt werden. 


$. 27. 

Iſt die Nachſchußpflicht nicht auf einen beſtimmten Betrag beſchränkt, ſo 
hat jeder Geſellſchafter, falls er die Stammeinlage vollſtändig eingezahlt hat, 
das Recht, ſich von der Zahlung des auf den Geſchäftsantheil eingeforderten 
Nachſchuſſes dadurch zu befreien, daß er innerhalb eines Monats nach ber Auf⸗ 
forderung zur Einzahlung den Geſchäftsantheil der Geſellſchaft zur Befriedigung 
aus demſelben zur Verfügung ſtellt. Ebenſo kann die Geſellſchaft, wenn der 
Geſellſchafter binnen der angegebenen Friſt weder von der bezeichneten Befugniß 
Gebrauch macht, noch die Einzahlung leiſtet, demſelben mittelſt eingeſchriebenen 
Briefes erklären, daß ſie den Geſchäftsantheil als zur Verfügung geſtellt betrachte. 

Die Geſellſchaft hat den Geſchäftsantheil innerhalb eines Monats nach der 
Erklärung des Geſellſchafters oder der Geſellſchaft durch einen Makler oder einen 
zur Vornahme von Verſteigerungen befugten Beamten öffentlich verkaufen zu 
laſſen. Eine andere Art des Verkaufs iſt nur mit Zuſtimmung des Geſellſchafters 
zuläſſig. Ein nach Deckung der Verkaufskoſten und des rückſtändigen Nachſchuſſes 
verbleibender Ueberſchuß gebührt dem Geſellſchafter. 

Iſt die Befriedigung der Geſellſchaft durch den Verkauf nicht zu erlangen, 
fo fällt der Gefchäftsantheil der Geſellſchaft zu. Dieſelbe iff befugt, den Antheil 
für eigene Rechnung zu veräußern. 

Im Geſellſchaftsvertrage kann die Anwendung der vorſtehenden Be⸗ 
ſtimmungen auf den Fall beſchränkt werden, daß die auf den Geſchäftsantheil 
eingeforderten Nachſchüſſe einen beſtimmten Betrag überſchreiten. 


me 

Iſt bie Nachſchußpflicht auf einen beſtimmten Betrag beſchränkt, ſo finden, 
wenn im Geſellſchaftsvertrage nicht ein Anderes feſtgeſetzt iſt, im Falle verzögerter 
Einzahlung von Nachſchüſſen die auf bie Einzahlung der Stammeinlagen bezüg⸗ 
lichen Vorſchriften der SS. 21 bis 23 entſprechende Anwendung. Das Gleiche 
gilt im Falle des §. 27 Abſatz 4 auch bei unbeſchränkter Nachſchußpflicht, ſoweit 
die Nachſchüſſe den im Geſellſchaftsvertrage feſtgeſetzten Betrag nicht überſchreiten. 

Im Geſellſchaftsvertrage kann beſtimmt werden, daß die Einforderung von 
Nachſchüſſen, auf deren Zahlung die Vorſchriften der SS. 21 bis 23 Anwendung 
finden, ſchon vor vollſtändiger Genf erung der Stammeinlagen zuläſſig iſt. 


$. 29. 

Die Geſellſchafter haben Anſpruch auf ben nach der jährlichen Bilanz ſich 
ergebenden Reingewinn, ſoweit nicht im Geſellſchaftsvertrage ein Anderes be⸗ 
ſtimmt iſt. 
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Die Vertheilung erfolgt nach Verhältniß der Geſchäftsantheile. Im Ge 
ſellſchaftsvertrage kann ein anderer Maßſtab der Vertheilung feſtgeſetzt werden. 


$. 30. 


Das zur Erhaltung des Stammkapitals erforderliche Vermögen der Geſell⸗ 
ſchaft darf an die Geſellſchafter nicht ausgezahlt werden. 

Eingezahlte Nachſchüſſe können, ſoweit ſie nicht zur Deckung eines Ver⸗ 
luſtes am Stammkapital erforderlich find, an die Geſellſchafter zurückgezahlt 
werden. Die Zurückzahlung darf nicht vor Ablauf von drei Monaten erfolgen, 
nachdem der Rückzahlungsbeſchluß durch die im Geſellſchaftsvertrage für die Be⸗ 
kanntmachungen der Geſellſchaft beſtimmten öffentlichen Blätter und in Ermangelung 
ſolcher durch die für die Bekanntmachungen aus dem Handelsregiſter beſtimmten 
öffentlichen Blätter bekannt gemacht if. Im Falle des F. 28 Abſatz 2 iſt die 
Zurückzahlung von Nachſchüſſen vor der Volleinzahlung des Stammkapitals 
unzuläſſig. Zurückgezahlte Nachſchüſſe gelten als nicht eingezogen. 


. 

Zahlungen, welche den Vorſchriften des $. 30 zuwider geleiſtet ind, müſſen 
der Geſellſchaft erfkattel werden. 135 : ida j 
War ber Empfänger in gutem Glauben, fo kann bie Erſtattung mur 
inſoweit verlangt werden „als [ie zur Befriedigung der Geſellſchaftsgläubiger 
erforderlich iſt. 

Iſt die Erſtattung von dem Empfänger nicht zu erlangen, ſo haften für 
den zu erſtattenden Betrag, ſoweit er zur Befriedigung der Geſellſchaftsgläubiger 
erforderlich iſt, die übrigen Geſellſchafter nach Verhältniß ihrer Geſchäftsantheile. 
Beiträge, welche von einzelnen Geſellſchaftern nicht zu erlangen ſind, werden 
nach dem bezeichneten Verhältniß auf die übrigen vertheilt. 

4 Zahlungen, welche auf Grund der vorſtehenden Beſtimmungen zu leiſten 
ſind, können den Verpflichteten nicht erlaſſen werden. 

Die Anſprüche der Geſellſchaft verjähren in fünf Jahren; die Verjährung 
beginnt mit dem Ablauf des Tages, an welchem die Zahlung, deren Erſtattung 
beanſprucht wird, geleiſtet iſt. Fällt dem Verpflichteten eine bösliche Handlungs⸗ 
weiſe zur Laſt, ſo findet die Beſtimmung keine Anwendung. 

7 Für die in den Fällen des Abſatz 3 geleiftete Erſtattung einer Zahlung 
und den Geſellſchaftern die Geſchäftsführer, welchen in Betreff der geleiſteten 
Zahlung ein Verſchulden zur Laſt fällt, ſolidariſch zum Erſatze verpflichtet. 


g. 32. 
„Liegt die im F. 31 Abſatz 1 bezeichnete Vorausſetzung nicht vor, fo find 
die Geſellſchafter in keinem Falle verpflichtet, Beträge, welche ſie in gutem Glauben 
als Gewinnantheile bezogen haben, zurückzuzahlen. 
Reichs Geſehbl. 1892. 76 
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$. 33. 
Die Geſellſchaft darf eigene Geſchäftsantheile, auf welche die Stammeinlage 
noch nicht vollſtändig eingezahlt iſt, nicht erwerben. * 
Sie foll auch eigene Geſchäftsantheile, auf welche die Stammeinlage voll⸗ 
ſtändig eingezahlt iſt, nicht erwerben, ſofern nicht der Erwerb aus dem über den 
Betrag des Stammkapitals hinaus vorhandenen Vermögen geſchehen kann. 


$. 34. 

Die Einziehung (Amortiſation) von Geſchäftsantheilen darf nur erfolgen, 
ſoweit ſie im Geſellſchaftsvertrage zugelaſſen iſt. 

Ohne die Zuſtimmung des Antheilsberechtigten findet die Einziehung nur 
ſtatt, wenn die Vorausſetzungen derſelben vor dem Zeitpunkt, in welchem der 
Berechtigte den Geſchäftsantheil erworben hat, im Geſellſchaftsvertrage feſtgeſetzt 
waren. 

Die Beſtimmung im $. 30 Abſatz 1 bleibt unberührt. 


Dritter Abſchnitt. 
Vertretung und Geſchaͤftsfuͤhrung. 


§. 35. 

Die Geſellſchaft wird durch die Geſchäftsführer gerichtlich und außer⸗ 
gerichtlich vertreten. 

Dieſelben haben in der durch den Geſellſchaſtsvertrag beſtimmten Form 
ihre Willenserklärungen kundzugeben und für die Geſellſchaft zu zeichnen. Iſt 
nichts darüber beſtimmt, ſo muß die Erklärung und Zeichnung durch ſämmtliche 
Geſchäftsführer erfolgen. Iſt der Geſellſchaft gegenüber eine Willenserklärung 
abzugeben, fo genügt es, wenn dieſelbe an einen der Geſchäftsführer erfolgt. 

Die Zeichnung geſchieht in der Weiſe, daß die Zeichnenden zu der Firma 
der Geſellſchaft ihre Namensunterſchrift beifügen. 


F. 36. 


Die Geſellſchaft wird durch die in ihrem Namen von den Geſchäftsführern 
vorgenommenen Rechtsgeſchäfte berechtigt und verpflichtet es iſt gleichgültig, ob 
das Geſchäft ausdrücklich im Namen is Geſellſchaft vorgenommen worden ift, 
oder ob die Umſtände ergeben, daß es nach dem Willen der Betheiligten für 
die Geſellſchaft vorgenommen werden ſollte. 


§. 37. 
Die Geſchäftsführer find der Geſellſchaft gegenüber verpflichtet, die Be⸗ 
ſchränkungen einzuhalten, welche für den Umfang ihrer Befugniß, die Geſellſchaft 
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zu vertreten, durch den Geſellſchaftsvertrag oder, ſoweit dieſer nicht ein Anderes 
beſtimmt, durch die Beſchlüſſe der Geſellſchafter feſtgeſetzt ſind. 

Gegen dritte Perſonen hat eine Beſchränkung der Befugniß der Geſchäfts⸗ 
führer, die Geſellſchaft zu vertreten, keine rechtliche Wirkung. Dies gilt ins⸗ 
beſondere für den Fall, daß die Vertretung ſich nur auf gewiſſe Geſchäfte oder 
Arten von Geſchaften erſtrecken oder nur unter gewiſſen Umſtänden oder für 
eine gewiſſe Zeit oder an einzelnen Orten ſtattfinden ſoll, oder daß die Zuſtimmung 
der Geſellſchafter oder eines Organs der Geſellſchaft für einzelne Geſchäfte er⸗ 
fordert iſt. 

SOS. 

Die Beftellung der Geſchäftsführer ift zu jeder Zeit widerruflich, unbeſchadet 
der Entſchädigungsanſprüche aus beſtehenden Verträgen. 

Im Gsſellſchaftsvertrage kann die Zuläffigkeit des Widerrufs auf den Fall 
beſchränkt werden, daß wichtige Gründe denſelben nothwendig machen. Als 
ſolche Gründe ſind insbeſondere grobe Pflichtverletzung oder Unfähigkeit zur 
ordnungsmäßigen Geſchäftsführung anzuſehen. 


$. 39. 

Jede Aenderung in den Perſonen der Geſchäftsführer, ſowie die erneute 
Beſtellung oder bie Beendigung der Vollmacht eines Geſchäftsführers muß ohne 
Verzug zur Eintragung in das Handelsregiſter angemeldet werden. Die Legiti⸗ 
mation der angemeldeten Geſchäftsführer iſt beizufügen. 

Zugleich haben neu beſtellte Geſchäftsführer ihre Unterſchrift vor dem 
Gericht zu zeichnen oder die Zeichnung in beglaubigter Form einzureichen. 


$. 40. 

Eine Aenderung in den Perſonen der Geſchäftsführer, eine Beendigung 
der Vollmacht eines Geſchäftsführers, ſowie eine Aenderung des Geſellſchafts⸗ 
vertrages rückſichtlich der Form für Willenserklärungen der Geſchäftsführer kann, 
ſolange ſie nicht in das Handelsregiſter eingetragen und öffentlich bekannt gemacht 
iſt, einem Dritten von der Gefellichaft nur entgegengeſetzt werden, wenn letztere 
beweiſt, daß der Dritte beim Abſchluſſe des Geſchäfts von der Aenderung oder 
Beendigung Kenntniß hatte. 

Nach geſchehener Eintragung und Bekanntmachung muß der Dritte, ſofern 
nicht durch die Umſtände die Annahme begründet wird, daß er beim Abſchluſſe 
des Geſchäfts die Aenderung oder Beendigung weder gekannt habe, noch habe 
kennen müſſen, dieſelbe gegen ſich gelten laſſen. 


$. 41. 
Alljährlich im Monat Januar haben die Geſchäftsführer eine von ihnen 
unterſchriebene Liſte der Geſellſchafter, aus welcher Name, Vorname, Stand und 
Voonort der letzteren ſowie ihre Stammeinlagen zu entnehmen ſind, zum 
Handelsregister einzureichen. Sind ſeit Einreichung der letzten Lifte Veränderungen 
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hinſichtlich der Perſon der Geſellſchafter und des Umfangs ihrer Betheiligung 
nicht eingetreten, ſo genügt die Einreichung einer entſprechenden Erklärung. 
F. 42. 

Die Geſchäftsführer ſind verpflichtet, für die ordnungsmäßige Buchführung 

der Geſellſchaft zu ſorgen. 

Sie müſſen in den erſten drei Monaten des Geſchäftsjahres die Bilanz für 

das verfloſſene Geſchäftsjahr nebſt einer Gewinn- und Verluſtrechnung aufſtellen. 

Durch den Geſellſchaftsvertrag kann die bezeichnete Friſt bis auf ſechs 

Monate, bei Geſellſchaften, deren Unternehmen den Betrieb von Geſchäften in 

überſeeiſchen Gebieten zum Gegenſtande hat, bis auf neun Monate erſtreckt werden. 

Für Geſellſchaften, bei welchen der Gegenſtand des Unternehmens im Be⸗ 

triebe von Bankgeſchäften beſteht, iſt die Bilanz innerhalb der vorbezeichneten 

Friſten in den im $. 30 Abſatz 2 beſtimmten öffentlichen Blättern durch die 

Geſchäftsführer bekannt zu machen. Die Bekanntmachung iſt zum Handels⸗ 

regiſter einzureichen. 

F. 43. 

Für die Aufſtellung der Bilanz kommen die Vorſchriften des Artikels 31 

des Handelsgeſetzbuchs mit folgenden Maßgaben zur Anwendung: 

1. Anlagen und ſonſtige Vermögensgegenſtände, welche nicht zur Weiter⸗ 
veräußerung, ſondern dauernd zum Betriebe des Unternehmens beſtimmt 
ſind, dürfen höchſtens zu dem Anſchaffungs⸗ oder Herſtellungspreiſe 
angeſetzt werden; ſie können ohne Rückſicht auf einen geringeren Werth 
zu dieſem Preiſe angeſetzt werden, ſofern ein der Abnutzung gleich⸗ 
kommender Betrag in Abzug oder ein derſelben entſprechender Er⸗ 
neuerungsfonds in Anſatz gebracht wird; 

die Koften der Organiſation und Verwaltung dürfen nicht als Aktiva 

in die Bilanz eingeſetzt werden; 

3. das Recht der Geſellſchaft zur Einziehung von Nachſchüſſen ber Geſell⸗ 
ſchafter iſt als Aktivum in die Bilanz nur inſoweit einzuſtellen, als 
die Einziehung bereits beſchloſſen iſt und den Geſellſchaftern ein Recht, 
durch Verweiſung auf den Geſchäftsantheil ſich von der Zahlung der 
Nachſchüſſe zu befreien, nicht zufteht; den in die Aktiva der Bilanz 
aufgenommenen Nachſchußanſprüchen muß ein gleicher Kapitalbetrag 
in den Paſſiven gegenübergeſtellt werden; 

4. der Betrag des im Geſellſchaftsvertrage beſtimmten Stammkapitals iſt 
unter die Paſſiva aufzunehmen. Das Gleiche gilt von dem Betrage 
eines jeden Reſerve⸗ und Erneuerungsfonds, ſowie von dem Geſammt⸗ 
betrage der eingezahlten Nachſchüſſe, ſoweit nicht die Verwendung eine 
Abſchreibung der betreffenden Paſſivpoſten begründet; 

5. der aus der Vergleichung ſämmtlicher Aktiva und Paſſiva ſich ergebende 
Gewinn oder Verluſt muß am Schluſſe der Bilanz beſonders an⸗ 
gegeben werden. 


[oo] 


S. 44. 

„Die Geſchäftsführer haben in den Angelegenheiten der Geſellſchaft die 
Sorgfalt eines ordentlichen Geſchaͤftsmannes anzuwenden. 
f Geſchäftsführer, welche ihre Obliegenheiten verletzen, haften der Geſellſchaft 
ſolidariſch für den entſtandenen Schaden. 
Insbeſondere ſind ſie zum Erſatze verpflichtet wenn den Beſtimmungen des 
9.30 zuwider Zahlungen aus dem zur Erhaltung des Stammkapitals erforder⸗ 
lichen Vermögen der Geſellſchaft gemacht oder den Beſtinnnungen des F. 33 zu⸗ 
wider eigene Geſchäftsantheile der Geſellſchaft erworben worden ſind. Auf den 
Erſatzanſpruch finden die Beſtimmungen im H. 9 Abſatz 2 entſprechende An⸗ 
wendung. Soweit der Erſatz zur Befriedigung der Gläubiger der Geſellſchaft 
erforderlich iſt, wird die Verpflichtung der Geſchäftsführer dadurch nicht auf 
gehoben, daß dieſelben in Befolgung eines Beſchluſſes der Geſellſchafter ge⸗ 
handelt haben. 

Die Anſp 


fünf Jahren. 


rüche auf Grund der vorſtehenden Beſtimmungen verjähren in 


F. 45. 
Die für die Geſchäftsfüh gebenen Vorſchriften gelten auch für Stell⸗ 

pertreter von Gef LER gegebenen Vorſchriften g b fü 

F. 46. 
N Die Rechte, welche den Geſellſchaftern in den Angelegenheiten der Gefell- 
Irt, insbeſondere in Bezug auf bie Führung der Geſchäfte zuſtehen, ſowie bie 
Ausübung derſelben beſtimmen ſich, ſoweit nicht geſetzliche Vorſchriften entgegen⸗ 
ſtehen, nach dem Geſellſchaftsvertrage. 
2 In Ermangelung beſonderer Beſtimmungen des Geſellſchaftsvertrages finden 
die Vorſchriften der $$. 47 bis 52 Anwendung. 


2 

Der Beſtimmung der Geſellſchafter unterliegen: 

J. die Feſtſtellung der Jahresbilanz und die Vertheilung des aus derſelben 
ſich ergebenden Reingewinns; 

die Einforderung von Einzahlungen auf die Stammeinlagen; 

3. die Rückzahlung von Nachſchüſſen, 

4. die Theilung ſowie die Einziehung von Geſchäftsantheilen; 

5. die Beſtelrung und die Abberufung von Geſchäftsführern ſowie die 
Entlaſtung derſelben; 

- bie Maßregeln zur Prüfung und Ueberwachung der Geſchäftsführung; 

- bie Beſtellung von Prokuriſten und von Handlungsbevollmächtigten 
zum geſammten Geſchäfts betriebe; 


-] c? 
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8. die Geltendmachung von Erſatzanſprüchen, welche ber Geſellſchaft aus 
der Gründung oder Geſchäftsführung gegen Geſchäftsführer oder Ge⸗ 
ſellſchafter zuſtehen, ſowie die Vertretung der Geſellſchaft in Prozeſſen, 
welche ſie gegen die Geſchäftsführer zu führen hat. 


$. 48. 

Die von den Geſellſchaftern in den Angelegenheiten der Geſellſchaft zu 
treffenden Beſtimmungen erfolgen durch Beſchlußfaſſung nach der Mehrheit der 
abgegebenen Stimmen. 

Jede hundert Mark eines Geſchäftsantheils gewähren eine Stimme. 

Vollmachten bedürfen zu ihrer Gültigkeit der ſchriftlichen Form. 

Ein Geſellſchafter, welcher durch die Beſchlußfaſſung entlaſtet oder von 
einer Verbindlichkeit befreit werden ſoll, hat hierbei kein Stimmrecht und darf ein 
ſolches auch nicht für andere ausüben. Dasſelbe gilt von einer Beſchlußfaſſung, 
welche die Vornahme eines Rechtsgeſchäfts oder die Einleitung oder Erledigung 
eines Rechtsſtreites gegenüber einem Geſellſchafter betrifft. 


F. 49. 


Die Beſchlüſſe der Geſellſchafter werden in Verſammlungen gefaßt. 

Der Abhaltung einer Verſammlung bedarf es nicht, wenn ſämmtliche 
Geſellſchafter ſchriftlich mit der zu treffenden Beſtimmung oder mit der ſchrift⸗ 
lichen Abgabe der Stimmen ſich einverſtanden erklären. 


S. 50. 
Die SRerfanunfung der Geſellſchafter wird durch die Geſchäftsführer berufen. 
Sie iſt außer den ausdrücklich beſtimmten Fällen zu berufen, wenn es im 
Intereſſe der Geſellſchaft erforderlich erſcheint. 
Insbeſondere muß die Verſammlung unverzüglich berufen werden, wenn 
aus der Jahresbilanz oder aus einer im Laufe des Geſchäftsjahres aufgeſtellten 
Bilanz fid) ergiebt, daß die Hälfte des Stammkapitals verloren iſt. 


$. 51. 

Geſellſchafter, deren Geſchäftsantheile zuſammen mindeſtens dem zehnten 
Theile des Stammkapitals entſprechen, ſind berechtigt, unter Angabe des Zwecks 
und der Gründe die Berufung der Verſammlung zu verlangen. 

In gleicher Weiſe haben die Geſellſchafter das Recht zu verlangen, daß 
Gegenſtände zur Beſchlußfaſſung der Verſammmlung angekündigt werden. 

Wird dem Verlangen nicht entſprochen oder ſind Perſonen, an welche 
dasſelbe zu richten wäre, nicht vorhanden, ſo können die im Abſatz 1 bezeichneten 
Geſellſchafter unter Mittheilung des Sachverhältniſſes die Berufung oder An⸗ 
kündigung ſelbſt bewirken. Die Verſammlung beſchließt, ob die entſtandenen 
Koſten von der Geſellſchaft zu tragen find. 
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$. 52. 

Die Berufung der Verſammlung erfolgt durch Einladung der Gefell, 
ſchafter mittelt eingeſchriebener Briefe. Sie iſt mit einer Friſt von mindeſtens 
einer Woche zu bewirken. dn 

E Der Zweck der Verſammlung ſoll jederzeit bei der Berufung angekündigt 
werden. 

Iſt die em nicht ordnungsmäßig berufen, ſo können Beſchlüſſe 
nur gefaßt werden, wenn ſämmtliche Geſellſchafter anweſend ſind. 

Das Gleiche gilt in Bezug auf Beſchlüſſe über Gegenſtände, welche nicht 
wenigſtens drei Tage vor der Verſammlung in der für die Berufung vor⸗ 
geſchriebenen Weiſe angekündigt worden ſind. 


$. 53. 

It nach dem Geſellſchaftsvertrage ein Aufſichtsrath zu beſtellen, ſo finden 
auf denſelben, ſoweit nicht im Geſellſchaftsvertrage ein Anderes beſtimmt iſt, die 
für den Aufſichtsrath einer Aktiengeſellſchaft nach den Artikeln 224 bis 226 
Abſatz 1 des Handelsgeſetzbuchs geltenden Vorſchriften entſprechende Anwendung. 

Schadenserſatzan prüche gegen die Mitglieder des Aufſichtsraths wegen 
Verletzung ihrer Obliegenheiten verjähren in fünf Jahren. 


Vierter Abſchnitt. 
Abaͤnderungen des Geſellſchaftsvertrages. 


$. 54. 
Eine Abänderung des Geſellſchaftsvertrages kann nur durch Beſchluß ber 
Geſellſchafter erfolgen. 

Der Beſchluß muß gerichtlich oder notariell beurkundet werden; derſelbe 
bedarf einer Mehrheit von drei Viertheilen der abgegebenen Stimmen. Der 
Geſellſchaftsvertrag kann noch andere Erforderniffe aufſtellen. 

Eine Vermehrung der den Geſellſchaftern nach dem Geſellſchaftsvertrage 
obliegenden Leiſtungen kann nur mit Zuſtimmung fämmtlicher betheiligter 
Geſellſchafter beſchloſſen werden. 

$605. 
Der Beſchluß, welcher eine Abänderung des Geſellſchaftsvertrages zum 
Gegenſtande hat, muß zur Eintragung in das Handelsregiſter angemeldet werden. 
ie Veröffentlichung der Eintragung findet nur inſoweit ſtatt, als die Abände⸗ 
mung eine der im $. 10 Abſatz 2 und 3 bezeichneten Beſtimmungen zum Gegen⸗ 
ſtande hat. ; 
‚DIE Abänderung hat keine rechtliche Wirkung, bevor fie in das Handels- 
regiſter eingetragen iſt. 
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$. 56. 

Wird eine Erhöhung des Stammkapitals beſchloſſen, fo bedarf es zur 
Uebernahme jeder auf das erhöhte Kapital zu leiſtenden Stammeinlage einer 
gerichtlich oder notariell aufgenommenen oder beglaubigten Erklärung des Ueber- 
nehmers. 

a Zur Uebernahme einer Stammeinlage können von der Geſellſchaft die 
bisherigen Geſellſchafter oder andere Perſonen, welche durch die Uebernahme 
ihren Beitritt zu der Geſellſchaft erklären, zugelaſſen werden. Im letzteren Falle 
ſind außer dem Betrage der Stammeinlage auch ſonſtige Leiſtungen, zu welchen 
der Beitretende nach dem Geſellſchaftsvertrage verpflichtet ſein ſoll, in der im 
Abſatz! bezeichneten Urkunde erſichtlich zu machen. 

Wird von einem der Geſellſchaft bereits angehörenden Geſellſchafter eine 
Stammeinlage auf das erhöhte Kapital übernommen, ſo erwirbt derſelbe einen 
weiteren Geſchäftsantheil. 

Die Beſtimmungen im §. 5 Abſatz 1 und 3 über den Betrag der Stamm- 
einlagen ſowie die Beſtimmung im F. 5 Abſatz 2 über die Unzuläſſigkeit der 
Uebernahme mehrerer Stammeinlagen finden auch hinſichtlich der auf das 
erhöhte Kapital zu leiſtenden Stammeinlagen Anwendung. 


$. 57. 

Soll auf das erhöhte Stammkapital eine Einlage gemacht werden, welche 
nicht in Geld zu leiſten iſt, oder ſoll eine Vergütung für Vermögensgegenſtände, 
welche die Geſellſchaft übernimmt, auf eine Einlage angerechnet werden, ſo muß 
die Perſon desjenigen, welcher die Einlage zu leiſten oder die Vermögensgegen⸗ 
ftände zu überlaſſen hat, ſowie der Gegenſtand der Einlage oder Ueberlaſſung 
und der Geldwerth, für welchen die Einlage angenommen wird, oder die für 
den überlaſſenen Gegenſtand zu gewährende Vergütung in dem Beſchluſſe auf 
Erhöhung des Stammkapitals feſtgeſetzt und in der im $. 56 Abſatz 1 bezeich⸗ 
neten Erklärung angegeben werden. 

Die Beſtimmung im $. 19 Abſatz 3 findet entſprechende Anwendung. 


F. 58. 

Die beſchloſſene Erhöhung des Stammkapitals iſt zur Eintragung in das 
Handelsregiſter anzumelden, nachdem das erhöhte Kapital durch Uebernahme von 
Stammeinlagen gedeckt iſt. 

Die Beſtimmung im F. 7 Abſatz 2 über die vor der Anmeldung des 
Geſellſchaftsvertrages zu leiſtende Einzahlung, ſowie die Beſtimmung im F. 8 
Abſatz 2 über die in der Anmeldung abzugebende Verſicherung finden entſprechende 
Anwendung. 

Der Anmeldung ſind beizufügen: 

1. die im $. 56 Abſatz 1 bezeichneten Erklärungen oder eine beglaubigte 

Abſchrift derſelben; 


— I 


2. eine von ben Anmeldenden unterſchriebene Lifte der Perſonen, welche 
die neuen Stammeinlagen übernommen haben; aus der Liſte muß der 
Betrag der von jedem übernommenen Einlage erſichtlich fein. 
In Bezug auf die Verantwortlichkeit der Anmeldenden für die Richtigkeit 
ihrer Angaben finden die Beſtimmungen im $. 9 entſprechende Anwendung. 


F. 59. 


Eine Herabſetzung des Stammkapitals kann nur unter Beobachtung der 

nachſtehenden Beſtimmungen erfolgen: 

1. der Beſchluß auf Herabſetzung des Stammkapitals muß von den 
Geſchäftsführern zu drei verſchiedenen Malen durch die im F. 30 Ab⸗ 
fag 2 bezeichneten Blätter bekannt gemacht werden; in dieſen Bekannt⸗ 
machungen ſind zugleich die Gläubiger der Geſellſchaft aufzufordern, 
ſich bei derſelben zu melden; die aus den Handelsbüchern der Geſell⸗ 
ſchaft erſichtlichen oder in anderer Weiſe bekannten Gläubiger ſind 
durch beſondere Mittheilung zur Anmeldung aufzufordern; 

2. die Gläubiger, welche fid) bei der Geſellſchaft melden und der Serab- 
ſetzung nicht zuſtimmen, find wegen der erhobenen Anſprüche zu be⸗ 
friedigen oder ficherzuftellen; 

die Anmeldung des Herabſetzungsbeſchluſſes zur Eintragung in das 
Handelsregiſter erfolgt nicht vor Ablauf eines Jahres ſeit dem Tage, 
an welchem die Aufforderung der Gläubiger in den öffentlichen Blättern 
zum dritten Male ſtattgefunden hat; 

4. mit der Anmeldung find die Bekanntmachungen des Beſchluſſes eim» 
zureichen, zugleich haben die Gefchäftsführer die Verſicherung abzugeben, 
daß die Gläubiger, welche fi bei der Geſellſchaft gemeldet und der 
Herabſetzung nicht zugeſtimmt haben, befriedigt oder ſichergeſtellt ſind. 

Die Beſtimmung im F. 5 Abſatz 1 über den Mindeſtbetrag des Stamm⸗ 

kapitals bleibt unberührt. Erfolgt die Herabſetzung zum Zweck der Zurückzahlung 
von Stammeinlagen oder zum Zweck des Erlaſſes der auf dieſe geſchuldeten Ein⸗ 
zahlungen, ſo darf der verbleibende Betrag der Stammeinlagen nicht unter den 
im F. 5 Abſatz 1 und 3 bezeichneten Betrag herabgehen. 


Ss 


Fünfter Abſchnitt. 


Aufloͤſung und Liquidation. 
F. 60. 

Die Geſellſchaft mit beſchränkter Haftung wird aufgelöst: 

J. durch Ablauf der im Geſellſchaftsvertrage beſtimmten Zeit, 

2. durch Beſchluß der Geſellſchafter; derſelbe bedarf, ſofern im Geſell⸗ 
ſchaftsvertrage nicht ein Anderes beſtimmt iſt „einer Mehrheit von drei 
Viertheilen der abgegebenen Stimmen; 

Jiidjs. Geſetzbl. 1892. ad 
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3. durch gerichtliches Urtheil oder durch Entſcheidung des Verwaltungs 
gerichts oder der Verwaltungsbehörde in den Fällen der $$. 61 und 62; 
4. durch die Eröffnung des Konkursverfahrens. 


Im Geſellſchaftsvertrage können weitere Auflöſungsgründe feſtgeſetzt werden. 


NOR 

Die Geſellſchaft kann durch gerichtliches Urtheil aufgelöft werden, wenn die 
Erreichung des Geſellſchaftszweckes unmöglich wird, oder wenn andere, in den 
Verhältniſſen der Geſellſchaft liegende, wichtige Gründe für die Auflöſung vor⸗ 
handen ſind. 

Die Auflöſungsklage iſt gegen die Geſellſchaft zu richten. Sie kann nur 
von Geſellſchaftern erhoben werden, deren Geſchäftsantheile zuſammen mindeſtens 
dem zehnten Theile des Stammkapitals entſprechen. 

Für die Klage iſt das Landgericht ausſchließlich zuſtändig, in deſſen Bezirk 
die Geſellſchaft ihren Sitz hat. 

K . 

Wenn eine Geſellſchaft das Gemeinwohl dadurch gefährdet, daß die Ge⸗ 
ſellſchafter geſetzwidrige Beſchlüſſe faſſen oder geſetzwidrige Handlungen der Ge. 
ſchäftsführer wiſſentlich geſchehen laſſen, ſo kann ſie aufgelöſt werden, ohne daß 
deshalb ein Anſpruch auf Entſchädigung ſtattfindet. 

Das Verfahren und die Zuſtändigkeit der Behörden richtet ſich nach den 
für ſtreitige Verwaltungsſachen landesgeſetzlich geltenden Vorſchriften. Wo ein 
Verwaltungsſtreitverfahren nicht beſteht, kann die Auflöſung nur durch gericht⸗ 
liches Erkenntniß auf Betreiben der höheren Verwaltungsbehörde erfolgen. Aus⸗ 
ſchließlich zuſtändig ift in dieſem Falle das Landgericht, in deſſen Bezirk die Ge⸗ 
ſellſchaft ihren Sitz hat. 

S. 63. 

Ueber das Vermögen der Geſellſchaft findet das Konkursverfahren außer 
dem Falle der Zahlungsunfähigkeit auch in dem Falle der Ueberſchuldung ſtatt. 

Die auf das Konkursverfahren über das Vermögen einer Aktiengeſellſchaft 
bezüglichen Vorſchriften im $. 193 Abſatz 2, $. 194 der Konkursordnung finden 
auf die Geſellſchaft mit beſchränkter Haftung entſprechende Anwendung. 


$. 64. 

Die Geſchäftsführer haben die Eröffnung des Konkursverfahrens zu bean 
tragen, ſobald die Zahlungsunfähigkeit der Geſellſchaft eintritt oder aus der 
Jahresbilanz oder aus einer im Laufe des Geſchäftsjahres aufgeſtellten Bilanz 
Ueberſchuldung fi) ergiebt. 

Die Geſchäftsführer ſind der Geſellſchaft zum Erſatze aller nach dieſem 
Zeitpunkt geleiſteten Zahlungen verpflichtet. Auf den Erſatzanſpruch finden die 
Beſtimmungen im F. 44 Abſatz 3 und 4 entſprechende Anwendung. 
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Die Eröffnung des Konkursverfahrens ijt von Amtswegen in das SSanbe[8: 

regiſter einzutragen. Eine Veröffentlichung der Eintragung findet nicht ſtatt. 
F. 65. 

Außer dem Falle des Konkursverfahrens iſt die Auflöſung der Geſellſchaft 
zur Eintragung in das Handelsregifter anzumelden. 

Sie muß außerdem von den Geſchäftsführern zu drei verſchiedenen Malen 
durch die im F. 30 Abſatz 2 bezeichneten öffentlichen Blätter bekannt gemacht 
werden. Durch die Bekanntmachung ſind zugleich die Gläubiger der Geſellſchaft 
aufzufordern, ſich bei derſelben zu melden. Bekannte Gläubiger ſind durch be⸗ 
ſondere Mittheilung zur Anmeldung aufzufordern. 


$. 66. 

In den Fällen der Auflöſung außer dem Falle des Konkursverfahrens er⸗ 
folgt die Liquidation durch die Geſchäftsführer, wenn nicht dieſelbe durch den 
Geſellſchaftsvertrag oder durch Beſchluß der Geſellſchafter anderen Perſonen über 
tragen wird. 

Auf Antrag von Geſellſchaftern, deren Geſchäftsantheile zuſammen mindeſtens 
dem zehnten Theile des Stammkapitals entſprechen, kann aus wichtigen Gründen 
die Beſtellung von Liquidatoren durch das Gericht ($. 7 Abſatz 1) erfolgen. 

Die Abberufung von Liquidatoren kann durch das Gericht unter derſelben 
Vorausſetzung wie die Beſtellung ſtattfinden. Liquidatoren, welche nicht vom 
Gericht ernannt ſind, können auch durch Beſchluß der Geſellſchafter vor Ablauf 
des Zeitraums, für welchen ſie beſtellt ſind, abberufen werden. 

Se 67. 

Die erſten Liquidatoren ſind durch die Geſchäftsführer, jede Aenderung in 
den Perſonen der Liquidatoren ſowie eine Beendigung ihrer Vollmacht iſt durch 
die Liquidatoren zur Eintragung in das Handelsregiſter anzumelden. 

Zugleich haben die angemeldeten Liquidatoren ihre Unterſchrift perſönlich vor 
dem Gericht zu zeichnen oder die Zeichnung in beglaubigter Form einzureichen. 

Der Anmeldung der gerichtlich oder durch Beſchluß der Geſellſchafter be⸗ 
ſtellten Liquidatoren iſt die Legitimation derſelben beizufügen. 


F. 68. 


Die Liquidatoren haben in der bei ihrer Beſtellung beſtimmten Form ihre 
Willenserklärungen kundzugeben und für die Geſellſchaft zu zeichnen. Iſt nichts 
darüber beſtimmt, ſo muß die Erklärung und Zeichnung durch ſämmtliche Liqui⸗ 
datoren erfolgen. 

Die Beſtimmung iſt mit der Beſtellung der Liquidatoren zur Eintragung 
in das Handelsregiſter anzumelden. 

Die Zeichnungen geſchehen in der Weiſe, daß die Liquidatoren der bis⸗ 
herigen, nunmehr als Liquidationsſirma zu bezeichnenden Firma ihre Namens: 
unterſchrift beifügen. 
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$. 69. 
Die Vorſchriften des $. 40 über das Verhältniß zu Dritten finden bezüg⸗ 
lich der Liquidatoren Anwendung. 


e 

Bis zur Beendigung der Liquidation kommen ungeachtet der Auflöſung 
der Geſellſchaft in Bezug auf bie Rechtsverhältniſſe derſelben und der Geſellſchafter 
die Vorſchriften des zweiten und dritten Abſchnitts zur Anwendung, ſoweit ſich 
aus den Beſtimmungen des gegenwärtigen Abſchnitts und aus dem Weſen der 
Liquidation nicht ein Anderes ergiebt. 

Der Gerichtsſtand, welchen die Geſellſchaft zur Zeit ihrer Auflöſung hatte, 
bleibt bis zur vollzogenen Vertheilung des Vermögens beſtehen. 


F. 71. 

Die Liquidatoren haben die laufenden Geſchäfte zu beendigen, die Ver⸗ 
pflichtungen der aufgelöſten Geſellſchaft zu erfüllen, die Forderungen derſelben 
einzuziehen und das Vermögen der Geſellſchaft in Geld umzuſetzen; ſie haben 
die Geſellſchaft gerichtlich und außergerichtlich zu vertreten. Zur Beendigung 
ſchwebender Gefchäfte können die Liquidatoren auch neue Geſchäfte eingehen. 


SU TS 
Die Liquidatoren haben die aus $$. 36, 37, S. 42 Abſatz 1, F. 44 
Abſatz 1, 2 und 4, F. 50 Abſatz 1 und 2, S. 64 fid) ergebenden Rechte und 
Pflichten der Gefchäftsführer. 
Sie haben ſofort bei Beginn der Liquidation und demnächſt in jedem 
Jahre eine Bilanz aufzuſtellen. 


$. 73 
Das Vermögen der Geſellſchaft wird unter die Geſellſchafter nach Ver⸗ 


hältniß ihrer Geſchäftsantheile vertheilt. Durch den Geſellſchaftsvertrag kann ein 
anderes Verhältniß für die Vertheilung beſtimmt werden. 


$. 74. 

Die Vertheilung darf nicht vor Tilgung oder Sicherſtellung der Schulden 
der Geſellſchaft und nicht vor Ablauf eines Jahres ſeit dem Tage vorgenommen 
werden, an welchem die Aufforderung an die Gläubiger ($. 65 Abſatz 2) in den 
öffentlichen Blättern zum dritten Male erfolgt iſt. g 

Nicht erhobene Schuldbeträge, ſowie die Beträge für betagte, ſchwebende 
oder ſtreitige Verbindlichkeiten ſind zu hinterlegen. 

Liquidatoren, welche dieſen Vorſchriften zuwiderhandeln, find zum Erſatze 
der vertheilten Beträge ſolidariſch verpflichtet. Auf den Erſatzanſpruch finden die 
Beſtimmungen im $. 44 Abſatz 3 und 4 entſprechende Anwendung. 
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Wwe 

Nach Beendigung der Liquidation find die Bücher und Schriften der 
Geſellſchaft für die Dauer von zehn Jahren einem der Geſellſchafter oder einem 
Dritten in Verwahrung zu geben. Der Geſellſchafter oder der Dritte wird in 
Ermangelung einer Beſtimmung des Geſellſchaftsvertrages oder eines Beſchluſſes 
der Geſellſchafter durch das Gericht (S. 7 Abſatz 1) beſtimmt. 

Die Geſellſchafter und deren Rechtsnachfolger ſind zur Einſicht der Bücher 
und Schriften berechtigt. Gläubiger der Geſellſchaft können von dem Gericht 
($. 7 Abſatz 1) zur Einſicht ermächtigt werden. 


Sechſter Abſchnitt. 
Schlußbeſtimmungen. 


§. 76. 

Die in dieſem Geſetze vorgeſchriebenen Anmeldungen zum Handelsregiſter 
ſind durch ſämmtliche Geſchäftsführer oder ſämmtliche Liquidatoren perſönlich zu 
bewirken oder in beglaubigter Form einzureichen. 

Die in $8. 39, 41, $. 42 Abſatz 4, $. 55, §. 58 Abſatz 1 und Abſatz 3 Nr. 2, 
§. 59 Abſatz 1 Nr. 3, $$. 65, 67, $. 68 Abſaß 2 vorgeſchriebenen Anmeldungen 
und Einreichungen müſſen auch zu dem Handelsregiſter einer jeden Zweignieder⸗ 
laſſung erfolgen. 

Für den Eintritt der in $$. 11, 40, F. 55 Abſatz 2, $. 69 vorgeſehenen 
Wirkungen entſcheidet die Eintragung in das Handelsregiſter ber Hauptnieder⸗ 
laſſung. 

quia 

Die Geſchäftsführer unb die Liquidatoren find von dem Gericht ($. 7 
Abſatz 1, $. 12) zur Bewirkung der in SS. 12, 39, 41, S. 42 Abſatz 4, $$. 65, 67, 
§. 68 Abſatz 2, F. 76 Abſatz 2 vorgeſchriebenen Anmeldungen und Einreichungen 
durch Ordnungsſtrafen anzuhalten. 

Rückſichtlich des Verfahrens ſind die Vorſchriften maßgebend, welche zur 
Erzwingung der im Handelsgeſetzbuch angeordneten Anmeldungen zum Handels⸗ 
regiſter gelten. oe 
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Wird eine Aktiengeſellſchaft zum Zweck der Umwandlung in eine Gefell- 
ſchaft mit beſchränkter Haftung aufgelöſt, jo kann die Liquidation derſelben unter⸗ 
bleiben, wenn hinſichtlich der Errichtung der neuen Geſellſchaft den nachſtehenden 
Beſtimmungen genügt wird. 

G Das Stammkapital der neuen Geſellſchaft darf nicht geringer ſein als das 
rundkapital der aufgelöſten Geſellſchaft. 

„Den Aktionären iſt durch öffentliche Bekanntmachung oder in ſonſt geeig⸗ 
neter Weiſe Gelegenheit zu geben, mit dem auf ihre Aktien entfallenden Antheil 


— 498 — 
an dem Vermögen der aufgelöſten Geſellſchaft ſich bei der neuen Geſellſchaft zu 


betheiligen. Die Aktien der ſich betheiligenden Mitglieder müſſen mindeſtens 
drei Viertheile des Grundkapitals der aufgelöſten Geſellſchaft darſtellen. 

Der auf jede Aktie entfallende Antbeil an dem Vermögen der aufgelöſten 
Geſellſchaft wird auf Grund einer Bilanz berechnet, welche der Generalverſamm⸗ 
lung der Aktionäre zur Genehmigung vorzulegen iſt. Der Beſchluß, durch 
welchen die Genehmigung erfolgt, bedarf einer Mehrheit von drei Viertheilen 
des in der Generalverſammlung vertretenen Grundkapitals. 

Die neue Geſellſchaft muß ſpäteſtens binnen einem Monate nach Auf— 
löſung der Aktiengeſellſchaft zur Eintragung in das Handelsregiſter angemeldet 
werden. Die Eintragung darf nur erfolgen, nachdem die Beobachtung der vor⸗ 
ſtehenden Beſtimmungen nachgewieſen iſt. 


$. 79. 

In dem Falle des F. 78 geht das Vermögen der aufgelöſten Geſellſchaft 
einſchließlich ihrer Schulden mit der Eintragung der neuen Geſellſchaft in das 
Handelsregiſter auf dieſe von Rechtswegen über. 

Jeder Aktionär, welcher bei der neuen Geſellſchaft ſich nicht betheiligt hat, 
kann von dieſer die Auszahlung eines ſeinem Antheil an dem Vermögen der 
aufgelöſten Geſellſchaft entiprechenden Betrages verlangen. 

Unverzüglich nach der Eintragung der neuen Geſellſchaft in das Handels⸗ 
regiſter ſind die Gläubiger der aufgelöſten Geſellſchaft nach Maßgabe der Be⸗ 
ſtimmungen des Artikels 243 des Handelsgeſetzbuchs durch die Geſchäftsführer 
der neuen Geſellſchaft aufzufordern, ſich bei dieſer zu melden. Die Gläubiger, 
welche ſich melden und der Umwandlung nicht zuſtimmen, ſind zu befriedigen 
oder ſicherzuſtellen. Die Geſchäftsführer ſind den Gläubigern der aufgelöſten 
Geſellſchaft perſönlich und ſolidariſch für die Beobachtung dieſer Vorſchriften 
verantwortlich. 

F. 80. 

Mit Gefängniß bis zu einem Jahre und zugleich mit Geldſtrafe bis zu 
fünftauſend Mark werden beſtraft: 

1. Geſchäftsführer und Mitglieder einer Geſellſchaft mit beſchränkter 
Haftung, welche behufs Eintragung des Geſellſchaftsvertrages in das 
Handelsregiſter, ſowie Geſchäftsführer, welche behufs Eintragung einer 
Erhöhung des Stammkapitals in das Handelsregiſter dem Gericht 
(S. 7 Abſatz 1) hinſichtlich der Einzahlungen auf die Stammeinlagen 
wiſſentlich falſche Angaben machen; 

Geſchäftsführer einer Geſellſchaft mit beſchränkter Haftung, welche, um 
die Eintragung einer Herabſetzung des Stammkapitals in das Handels⸗ 
regiſter zu erwirken, dem Gericht (S. 7 Abſatz 1) hinſichtlich der Be⸗ 
friedigung oder Sicherſtellung der Gläubiger wiſſentlich eine unwahre 
Verſicherung abgeben; 


1 
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3. Geſchäftsführer, Liquidatoren, ſowie Mitglieder eines Aufſichtsraths 
oder ähnlichen Organs einer Geſellſchaft mit beſchränkter Haftung, 
welche in einer öffentlichen Mittheilung die Vermögenslage der Geſell— 
ſchaft wiſſentlich unwahr darſtellen oder verſchleiern. 

Zugleich kann auf Verluſt der bürgerlichen Ehrenrechte erkannt werden. 

Sind mildernde Umſtände vorhanden, fo tritt ausſchließlich die Gelb. 
ſtrafe ein. 

$. 81. 

Die Strafvorſchriften der §§. 209 bis 211 der Konkursordnung finden 
gegen die Geſchäftsführer einer Geſellſchaft mit beſchränkter Haftung, welche ihre 
Zahlungen eingeſtellt hat oder über deren Vermögen das Konkursverfahren er⸗ 
öffnet worden iſt, Anwendung, wenn ſie in dieſer Eigenſchaft die mit Strafe 
bedrohten Handlungen begangen haben. 


$. 82. 

Die Geſchäftsführer oder Liquidatoren einer Geſellſchaft mit beſchränkter 
Haftung werden mit Gefängniß bis zu drei Monaten und zugleich mit Gelb. 
ſtrafe bis zu eintauſend Mark beſtraft, wenn entgegen den Vorſchriften im 
S. 64, $. 72 Abſatz 1 der Antrag auf Eröffnung des Konkursverfahrens unter⸗ 
laſſen iſt. 

Sind mildernde Umſtände vorhanden, fo tritt ausſchließlich die Gelb. 
ſtrafe ein. 

Straflos bleibt derjenige, bezüglich deſſen feftgeftellt wird, daß der Antrag 
auf Eröffnung des Konkursverfahrens ohne ſein Verſchulden unterblieben iſt. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Kaiſerlichen Inſiegel. 

Gegeben im Schloß zu Berlin, den 20. April 1892. 


(I. S.) Wilhelm. 


Graf von Caprivi. 
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Berlin, gedruckt in der Reichsdruckerci. 
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